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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

mit Empfehlungen an die Kommission zu einem grenzübergreifenden 
Krisenmanagement im Bankensektor
(2010/2006(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 225 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission vom 20. Oktober 2009 mit dem Titel „Ein 
EU-Rahmen für das grenzübergreifende Krisenmanagement auf dem Banksektor“ 
(KOM(2009)0561),

– in Kenntnis des Vorschlags für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die gemeinschaftliche Finanzaufsicht auf Makroebene und zur Einsetzung 
eines Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (KOM(2009)0499),

– in Kenntnis des Vorschlags für eine Entscheidung des Rates zur Übertragung besonderer 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Funktionsweise des Europäischen Ausschusses für 
Systemrisiken auf die Europäische Zentralbank (KOM(2009)0500),

– in Kenntnis des Vorschlags für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Einrichtung einer Europäischen Bankaufsichtsbehörde (KOM(2009)0501),

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2006/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Juni 2006 über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute1,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2006/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Juni 2006 über die angemessene Eigenkapitalausstattung von Wertpapierfirmen 
und Kreditinstituten2,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 94/19/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. Mai 1994 über Einlagensicherungssysteme3, 

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 4. April 2001 über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten4,

– unter Hinweis auf die zweite Richtlinie 77/91/EWG des Rates vom 13. Dezember 1976 
zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den 
Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages im Interesse der 
Gesellschafter sowie Dritter für die Gründung der Aktiengesellschaft sowie für die 
Erhaltung und Änderung ihres Kapitals vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen 
gleichwertig zu gestalten5, die dritte Richtlinie 78/855/EWG des Rates vom 9. Oktober 

                                               
1 ABl. L 177 vom 30.6.2006, S. 1.
2 ABl. L 177 vom 30.6.2006, S. 201.
3 ABl. L 135 vom 31.5.1994, S. 5.
4 ABl. L 125 vom 5.5.2001, S. 15.
5 ABl. L 26 vom 31.1.1977, S. 1.
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1978 betreffend die Verschmelzung von Aktiengesellschaften1 und die sechste Richtlinie 
82/891/EWG des Rates vom 17. Dezember 1982 betreffend die Spaltung von 
Aktiengesellschaften2, 

– unter Hinweis auf die Vereinbarung vom 1. Juni 2008 über die Zusammenarbeit der 
Finanzaufsichtsbehörden, Zentralbanken und Finanzministerien der Europäischen Union 
im Bereich der grenzüberschreitenden Finanzstabilität,

– gestützt auf die Artikel 42 und 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und Währung (A7-0000/2010),

A. in der Erwägung, dass das bestehende EU-Regelwerk des Krisenmanagements im 
Bankensektor unzureichend ist,

B. in der Erwägung, dass sich die EU-Mechanismen der Aufsicht über den Finanzsektor als 
unwirksam erwiesen haben, um eine Ausbreitung der Krise zu verhindern bzw. 
hinreichend einzudämmen,

C. in der Erwägung, dass die Kosten der Krisenbewältigung die Steuerzahler, die Konjunktur 
und den Arbeitsmarkt allzu stark belastet haben,

D. in der Erwägung, dass die unkoordinierten Maßnahmen der einzelstaatlichen Behörden 
das Risiko des Protektionismus sowie der Wettbewerbsverzerrung erhöht und die 
Schaffung eines Binnenmarkts für Finanzdienstleistungen gefährdet haben,

E. in der Erwägung, dass ein robuster Binnenmarkt für Finanzdienstleistungen unabdingbar 
für die globale Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Union ist,

F. in der Erwägung, dass die Bürger von den EU-Organen verlangen, so rasch wie möglich 
angemessene Rahmenbedingungen zu schaffen, die im Falle einer Krise die Stabilität der 
Finanzmärkte bewahren, die Kosten für die Steuerzahler so niedrig wie möglich halten, 
die grundlegenden Bankdienstleistungen erhalten und die Anleger schützen,

G. in der Erwägung, dass es für schlagkräftige Maßnahmen gegen eine Krise einer 
kohärenten und umfassenden Vorgehensweise bedarf, die eine bessere Aufsicht 
(Umsetzung der neuen Aufsichtsstruktur der EU), bessere Regelungen (Initiativen wie 
z.B. solche in Bezug auf Richtlinie 2006/48/EG, Richtlinie 2006/49/EG und Richtlinie 
94/19/EG sowie die Vergütung von Topmanagern) und einen wirksamen EU-Rahmen für 
das Krisenmanagement von Finanzinstituten beinhaltet,

H. in der Erwägung, dass das Verursacherprinzip auf den Finanzsektor ausgeweitet werden 
muss, da Misswirtschaft in dieser Branche verheerende Auswirkungen über 
Ländergrenzen hinweg auf Sektoren und ganze Volkswirtschaften hat,

I. in der Erwägung, dass ein strenger EU-Verhaltenskodex für Manager und Mechanismen 
zur Abhaltung von Fehlverhalten vonnöten sind,

                                               
1 ABl. L 295 vom 20.10.1978, S. 36.
2 ABl. L 378 vom 31.12.1982, S. 47.
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J. in der Erwägung, dass eine systemisch bedingte exzessive Risikobereitschaft (Moral 
Hazard) verhindert und ein Rahmenwerk geschaffen werden muss, welches das System 
und nicht den „Missetäter“ schützt,

K. in der Erwägung, dass die gegenwärtigen Wirtschafts-, Finanz- und Sozialprobleme 
ebenso wie der große Bedarf an neuen Regelungen für Banken bedeuten, dass man 
schrittweise und bedächtig vorgehen, sich aber auch nicht scheuen sollte, eine 
ambitionierte Agenda zu entwerfen, die dringend erforderlich ist,

L. in der Erwägung, dass Europa sich darüber verständigen muss, wer, was wann und wie zu 
tun hat, wenn Finanzinstitute in eine Krise geraten,

M. in der Erwägung, dass die großen Unterschiede in Bezug auf die Regulierungen und 
Insolvenzregelungen zwischen den einzelnen EU-Mitgliedstaaten mittels eines 
intensivierten Dialogs zwischen den nationalen Aufsichtsbehörden und 
Regierungsorganen innerhalb der Gruppen für die länderübergreifende 
Finanzmarktstabilität eingeebnet werden müssen,

N. in der Erwägung, dass einige „systemrelevante“ Banken aufgrund ihrer Größe, 
Komplexität und gegenseitigen grenzüberschreitenden Verflechtung eine extrem hohe 
Gefahr für das Finanzsystem darstellen, weswegen es dringend eines gezielt auf sie 
abgestimmten Regulierungsrahmens bedarf,

O. in der Erwägung, dass ein besonderer Regulierungsrahmen für systemrelevante Banken 
mit einem gemeinsamen Regelwerk sowie ausreichendem Fachwissen und angemessenen 
Finanzmitteln ausgestattet werden muss, um wirksam staatliche Interventionen 
unterstützen zu können,

P. in der Erwägung, dass ein im Schnellverfahren geschaffener besonderer 
Regulierungsrahmen für systemrelevante Banken mittel- bzw. langfristig in einen für alle 
Banken in der Europäischen Union geltenden allgemeinen Regulierungsrahmen münden 
sollte,

1. fordert die Kommission gemäß Artikel 50 und Artikel 114 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auf, dem Parlament bis zum 31. Dezember 2011 
einen oder mehrere Legislativvorschläge oder Vorschläge zu einem EU-Rahmen für das 
Krisenmanagement, einer Abwicklungsstelle und einem EU-Finanzstabilisierungsfonds 
entsprechend der im Folgenden aufgeführten ausführlichen Empfehlungen zu 
unterbreiten;

2. stellt fest, dass die genannten Empfehlungen mit dem Grundsatz der Subsidiarität und den 
Grundrechten der Bürger in Einklang stehen;

3. vertritt die Auffassung, dass die finanziellen Auswirkungen des verlangten Vorschlags 
durch angemessene Haushaltsmittel (jedoch nicht durch die Beiträge der am EU-
Finanzstabilisierungsfonds beteiligten Banken) abzudecken sind;

4. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und die als Anlage beigefügten 
ausführlichen Empfehlungen der Kommission und dem Rat sowie den Parlamenten und 
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Regierungen der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 
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ANLAGE ZUM ENTSCHLIESSUNGSANTRAG: AUSFÜHRLICHE 
EMPFEHLUNGEN ZUM INHALT DES VERLANGTEN VORSCHLAGS

Empfehlung 1 zu einem gemeinsamen EU-Rahmen für ein Krisenmanagement
Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

1. Die Schaffung eines EU-Rahmens für das Krisenmanagement mit einem 
Mindestregelwerk, das später zu einem gemeinsamen Abwicklungs- und Insolvenzgesetz 
weiterentwickelt wird, das auf alle in der Europäischen Union tätigen Kreditinstitute 
angewendet wird und die folgenden Ziele verfolgt:
 die Förderung der Stabilität des Finanzsystems;
 die Begrenzung/Verhinderung der Ausbreitung einer Finanzkrise;
 die Begrenzung der Kosten staatlicher Interventionen für die Öffentlichkeit;
 die Verbesserung der Stellung von Sparern und ihre Gleichbehandlung in allen EU-

Mitgliedstaaten;
 die Beibehaltung grundlegender Bankdienstleistungen;
 die Verhütung des Moral Hazard und die Übernahme der Kosten durch die 

Unternehmen und die Anteilseigner;
 die jeweilige Gleichbehandlung aller Rangstufen von Gläubigern in der 

Europäischen Union;
 die Stärkung des EU-Binnenmarkts für Finanzdienstleistungen und seiner 

Wettbewerbsfähigkeit.

2. Die schrittweise Harmonisierung bestehender nationaler Abwicklungs- und 
Insolvenzgesetze und Aufsichtsbefugnisse innerhalb eines angemessenen Zeitraums, 
wodurch ein wirksames einheitliches EU-Regelwerk geschaffen wird.

3. Die Übertragung der Verantwortung für das Krisenmanagement und die Genehmigung der 
Notfallpläne der Banken auf die zuständigen Aufsichtsbehörden nach dem folgenden 
Schema:
 für systemrelevante Banken: die Europäische Bankaufsichtsbehörde (EBA) in enger 

Zusammenarbeit mit dem Kollegium nationaler Aufsichtsbehörden und den Gruppen 
für die länderübergreifende Finanzmarktstabilität (nach der Definition in der 
obengenannten Vereinbarung von Juni 2008);

 für alle übrigen grenzüberschreitenden nicht systemrelevanten Banken: die 
konsolidierte Aufsichtsbehörde im Kollegium mit der EBA als Koordinierungsstelle 
und in Abstimmung mit dem Gruppen für die länderübergreifende 
Finanzmarktstabilität;

 für Inlandsbanken: die nationale Aufsichtsbehörde.

4. Die Erstellung eines einheitlichen Regelwerks für das Krisenmanagement der EU-
Aufsichtsbehörden einschließlich einheitlicher Methoden, Definitionen und Terminologie.

5. Abwicklungspläne werden durch das Regelwerk verbindlich vorgeschrieben.
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6. Die Konzipierung einer europäischen Aufsichtsbewertung für Banken vor Dezember 2011 
auf der Grundlage einheitlicher quantitativer und qualitativer Indikatoren 
(„Risikosteuerpult"), darunter mindestens die folgenden:
 Kapital;
 Verschuldungsgrad;
 Liquidität;
 Inkongruenzen in Bezug auf Fälligkeiten, Zinssätze und Währungen;
 Liquidität der Vermögenswerte;
 Großkredite und Risikokonzentrationen;
 erwartete Verluste;
 Empfindlichkeit in Bezug auf Marktpreise, Zinsen und Devisenkurse;
 Zugang zu Finanzmitteln;
 Stresstestwerte;
 Wirksamkeit interner Kontrollen;
 Qualität der Unternehmensführung;
 Komplexität und Intransparenz;
 Risikoerwartungen;
 Einhaltung von Gesetzen oder Vorschriften.

7. Die Ermächtigung der Aufsichtsbehörden zur Intervention auf der Grundlage von 
Schwellenwerten der Aufsichtsbewertung in vollem Einklang mit dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit.

8. Ein Mindestinstrumentarium der Aufsichtsbehörden zur Intervention in Krisensituationen, 
das über Artikel 136 der Richtlinie 2006/48/EG hinausgeht und mindestens die Befugnisse 
umfasst,
 Änderungen in Bezug auf das Kapital, die Liquidität, das Produktsortiment und 

interne Prozesse vorzuschreiben;
 Personaländerungen auf oberster Führungsebene vorzuschlagen;
 die Laufzeiten von Bankzulassungen zu begrenzen;
 den teilweisen oder vollständigen Verkauf zu erwirken;
 eine Brückenbank oder GoodBank/Bad Bank einzurichten;
 die Umwandlung von Schulden in Beteiligungen mit angemessenen 

Sicherheitsabschlägen vorzuschreiben;
 vorübergehend die Kontrolle an die öffentliche Hand zu übertragen;
 ein Kreditinstitut abzuwickeln.

Für Banken, die in den Finanzstabilisierungsfonds einzahlen, umfassen die 
Aufsichtsbefugnisse
 die Bereitstellung direkter Darlehen;
 eine Kapitalzuführung.

9. Sämtliche oben genannten Maßnahmen werden in vollem Einklang mit den EU-
Wettbewerbsregeln und der Gleichbehandlung von Gläubigern und Anlegern in allen 
Mitgliedstaaten durchgeführt.
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Empfehlung 2 zu systemrelevanten Banken

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:
1. Systemrelevante Banken bedürfen aufgrund ihres besonderen Risikoprofils dringend eines 

besonderen Regelwerks, des bis Ende 2011 zu entwerfenden europäischen 
Kreditinstitutgesetzes.

2. Systemrelevante Banken sind an dieses neue besondere Regelwerk gebunden, das 
bestehende rechtliche Hindernisse für wirksame länderübergreifende Maßnahmen 
überwindet und gleichzeitig gewährleistet, dass Anteilseigner, Anleger, Gläubiger und 
andere Interessengruppen gemäß eindeutigen und vorhersehbaren Kriterien behandelt 
werden.

3. Die Kommission ergreift Maßnahmen, mittels derer bis April 2011 Kriterien für die 
Definition von systemrelevanten Banken in Anlehnung an den Entwurf des Europäischen 
Ausschusses für Systemrisiken (ESRB) erstellt werden.

4. Der ESRB erstellt bis Dezember 2011 eine Liste der systemrelevanten Banken, die von 
ihm in regelmäßigen Abständen aktualisiert wird.

5. Für jede dieser systemrelevanten Banken gilt, dass die EBA die Leitung über das 
Aufsichtskollegium ausübt, unter gewöhnlichen Umständen mittels der nationalen 
Aufsichtsbehörden handelt, jedoch über die ultimative Entscheidungsgewalt verfügt und 
eine verbindliche vermittelnde Rolle einnimmt.

6. Ein EU-Finanzstabilisierungsfonds und eine Abwicklungsstelle leisten der EBA bei ihren 
Interventionen (Abwicklung oder Insolvenz) in Bezug auf systemrelevante Banken 
Unterstützung.

Empfehlung 3 zum EU-Finanzstabilisierungsfonds
Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:
1. Unter der Verantwortung der EBA wird ein EU-Finanzstabilisierungsfonds geschaffen, 

der die Mittel für Interventionen (Sanierung oder ordentliche Auflösung) zur Bewahrung 
der Stabilität des Finanzsystems und zur Begrenzung der Ausbreitung der durch  
notleidende Banken verursachten Krise bereitstellen soll. Die Kommission legt dem 
Parlament bis April 2011 einen Vorschlag bezüglich des Statuts, der Struktur, Leitung, des 
Umfangs und des Geschäftsmodells dieses Fonds sowie einen präzisen Zeitplan der 
Umsetzung (im Einklang mit den folgenden Punkten 2 und 3) vor.

2. Der Fonds wird
 die gesamte Europäische Union einbeziehen;
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 von den systemrelevanten Banken auf der Grundlage risikobasierter, antizyklischer 
Kriterien vorab finanziert;

 sich von Einlagesicherungssystemen unterscheiden und an die Stelle von ähnlichen 
Fonds auf nationaler Ebene treten;

 ausreichend dimensioniert sein, um vorübergehende Interventionen (Darlehen, 
Ankauf von Vermögenswerten, Finanzzuführungen) unterstützen und die Kosten für 
Abwicklungs- oder Insolvenzverfahren decken zu können;

 unter Berücksichtigung der gegenwärtigen Wirtschaftslage schrittweise aufgebaut.

3. Des Weiteren obliegt es der Kommission,
 Investitionsrichtlinien für die Fondswerte (bezüglich Risiko, Liquidität und 

Übereinstimmung mit EU-Zielvorgaben) zu erstellen;
 Kriterien für die Auswahl der Fondsmanager (intern oder mittels einer privaten oder 

öffentlichen Einrichtung wie z.B. der Europäischen Investitionsbank) zu erstellen;
 die Möglichkeit von Beiträgen zu erwägen, die für eine Berechnung 

ordnungsrechtlich festgelegter Eigenkapitalquoten in Frage kommen;
 die Bedingungen für eine spätere Ausweitung des Fonds über systemrelevante 

Banken hinaus festzulegen.

Empfehlung 4 zur Abwicklungsstelle
Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

1. Innerhalb der EBA wird eine Abwicklungsstelle eingerichtet, die die Abwicklungs- und 
Insolvenzverfahren für systemrelevante Banken leitet. Diese Stelle wird
 sich in den engen Grenzen des rechtlichen Rahmens und der Befugnisse der EBA 

bewegen;
 juristisches und finanztechnisches Fachwissen mit besonderem Augenmerk auf 

Bankenumstrukturierungen, Komplettsanierungen und Liquidierungen auf sich 
vereinen;

 bei der Umsetzung, technischen Unterstützung und der gemeinsamen Nutzung von 
Personalressourcen eng mit nationalen Behörden zusammenarbeiten;

 Auszahlungen aus dem Stabilitätsfonds vorschlagen.
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BEGRÜNDUNG

1. Die jüngste Finanzkrise mit ihren einschneidenden Folgen hat unter den unterschiedlichen 
Interessengruppen und politischen Richtungen zu der Einsicht geführt, dass dringender 
Handlungsbedarf besteht, um die künftige Funktionsfähigkeit und Stabilität des 
Finanzsystems zu erhalten.
Die Verhinderung eines Zusammenbruchs bzw. einer Ausbreitung der Krise innerhalb des 
Finanzsystems hat Kosten in bislang nicht gekanntem Ausmaß verursacht. Eine 
Nebenwirkung war überdies die fast völlige Blockierung der Finanzmärkte, wodurch das 
Kreditangebot zurückging, die Wirtschaftstätigkeit erlahmte, die Arbeitslosenraten in die 
Höhe schnellten und die Steuereinnahmen sanken. Finanzmittel, die für Bildung, 
Innovation, Forschung, alternative Energien und andere essentielle 
entwicklungsorientierte Bereiche vorgesehen waren, wurden umgeleitet.
Egal wie hoch der Preis am Ende ausfallen wird, so ist bereits jetzt klar, dass darunter am 
meisten der Steuerzahler sowie die konjunkturelle Entwicklung und der Arbeitsmarkt in 
der EU zu leiden haben, und es einen herben Rückschlag für die Zukunftspläne des 
Kontinents bedeutet.

2. Die sehr unterschiedlichen Interventionsinstrumente der Regierungen, Notenbanken und 
Regulierungsbehörden in Europa reichten von weniger einschneidenden 
Regulierungsmaßnahmen (vorübergehende Lockerung von Kapital- oder 
Liquiditätsvorschriften) über Finanzspritzen zur Aufrechterhaltung der Liquidität, 
Bürgschaften für faule Wertpapiere und Darlehen bis hin zu der Vermittlung des Verkaufs 
an andere Finanzinstitute oder deren Übernahme durch die öffentliche Hand. In vielen 
Fällen betrafen diese Interventionen länderübergreifend tätige Institute oder Banken mit 
umfangreichen internationalen Transaktionen (und daher mit Auswirkungen auf Banken 
oder Kunden in anderen Ländern mit einer anderen Gerichtsbarkeit). Die einzelstaatlichen 
Behörden wandten diese Instrumente an, ohne sich dabei merklich untereinander 
abzustimmen, was eine Reihe von Fragen in Bezug auf folgende Aspekte aufgeworfen 
hat:
 Wettbewerbsverzerrung (d.h. die Verschiebung von Einlagen von Großbritannien 

nach Irland, nachdem die irische Regierung eine Garantie für alle Einlagen 
abgegeben hatte);

 juristische Anfechtungen durch Anteilseigner (Northern Rock, Lloyds, RBS, Fortis, 
u. a.);

 schwerwiegende Verzögerungen (aufgrund von Anfechtungen durch Anteilseigner) 
einiger wichtiger Transaktionen wie dem Erwerb von Fortis Belgien und Luxemburg 
durch BNPParibas;

 Verwirrung bezüglich des Rechtsrahmens und der Rechte von Anteilseignern;
 protektionistische Maßnahmen.

Kurzum, die Vielzahl der in Europa und den USA angewandten Vorgehensweisen, 
Methoden und Instrumente, die nur ansatzweise (und erst in allerletzter Minute) 
koordiniert waren, lösten ernste Bedenken aus im Hinblick auf
 die Effektivität aller unternommenen Anstrengungen;
 die Rechtssicherheit;



PE440.108v02-00 12/15 PR\811669DE.doc

DE

 die Wahrung gleicher Wettbewerbsbedingungen.

3. Aufgrund der engen Verflechtung von Banken, Versicherungen und institutionellen 
Anlegern wandern Risiken sehr schnell von einem Sektor zum nächsten. Dies macht einen 
erweiterten Regelungsrahmen für ein Krisenmanagement, der über den Bankensektor 
hinausreicht, erforderlich. Realistischerweise müssen wir jedoch bei den Banken 
anfangen, ohne eine künftige Ausweitung des Rahmens auszuschließen.

4. Zwar verlangen globale Märkte nach globalen Lösungen, was eine internationale 
Abstimmung der Regulierungen und Verfahren bedeutet, dennoch sollte die EU nicht 
davor zurückschrecken, Führungsstärke zu beweisen und aktiv an der Ausgestaltung eines 
zukünftigen Finanzsystems mitzuwirken.
Die vorgelegten Vorschläge stützen sich auf vielfältige Beiträge von Seiten akademischer 
Fachkreise sowie privater und öffentlicher Interessengruppen in Europa aber auch 
internationaler Institutionen wie den G20, dem Rat für Finanzstabilität und dem IWF 
sowie auf die aus der Krise gezogenen Lehren. Lösungswege wie der 
Einlagensicherungsfonds der Vereinigten Staaten, die Federal Deposit Insurance 
Corporation (FDIC) waren zudem außerordentlich lehrreich.

5. Gegenwärtig gibt es einen Flickenteppich aus nationalen Regelungsrahmen, die nicht 
immer miteinander vereinbar sind. Es hat sich als schwierig erwiesen, rasche und 
wirkungsvolle Maßnahmen in Bezug auf länderübergreifende Unternehmensgruppen zu 
ergreifen, die gleichzeitig in unterschiedlichen Rechtssystemen tätig sind. Ein robuster 
und gesunder EU-Binnenmarkt für Finanzdienstleistungen erfordert kohärente und in sich 
schlüssige Bestimmungen in allen 27 Mitgliedstaaten. Unter dieser Voraussetzung kann 
Europa zu einem ausgezeichneten Standort für die internationale Finanzwelt werden.

6. Es bedarf eines schlagkräftigen und umfassenden Ansatzes zur Schaffung eines 
wirksamen Präventionsrahmens und Sicherheitsnetzes, um den Binnenmarkt zu schützen 
und zu stärken. Dieser mehrschichtige Ansatz muss folgende Aspekte stimmig 
miteinander vereinen:
 eine effektive Aufsichtsstruktur der EU mit einem Europäischen Ausschuss für 

Systemrisiken und drei Brachenaufsichtsbehörden für Banken, für das 
Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung sowie für Wertpapiere 
und Börsen;

 verbesserte internationale Regeln u. a. durch die Überarbeitung der 
Mindestkapitalvorschriften und eine Neudefinition der Eigenmittel der Klasse 1 
(Kernkapital) und Klasse 2 (Ergänzungskapital), wodurch zusätzliche Risken 
abgedeckt, neue Liquiditätskoeffizienten, antizyklische Puffer und 
Fremdkapitalanteile eingeführt sowie Rechnungslegungsstandards und Regeln über 
Managergehälter neugestaltet werden;

 einen EU-Rahmen für Krisenmanagement, der die bestehenden Beschränkungen 
überwinden kann, die auf einzelstaatliche und oftmals einander widersprechende 
Abwicklungs- und Insolvenzvorschriften zurückzuführen sind.

7. Ungeachtet der Wirksamkeit eines künftigen Rahmens für das Krisenmanagement werden 
Risiken und Unternehmenspleiten wichtige Merkmale eines gut funktionierenden 
Finanzmarkts bleiben. Insofern zielen die Vorschläge eher darauf ab, die „gemeinnützige" 



PR\811669DE.doc 13/15 PE440.108v02-00

DE

Dimension von Finanzdienstleistungen zu bewahren, als ein Rettungsanker für einzelne 
Finanzinstitute zu sein. Sanierung und Abwicklung müssen alternative Lösungswege einer 
jeden Intervention ein. Die Beibehaltung beider Optionen ist zwingend notwendig, um 
dem Moral Hazard vorzubeugen.

8. Interventionen müssen so gestaltet sein, dass sie die Kosten nicht den Steuerzahlern und 
Sparern, sondern nach dem Verursacherprinzip den Unternehmen in Rechnung stellen.

9. Die Hauptlast müssen die Anteilseigner und zum Teil auch die ungesicherten Gläubiger 
durch angemessene Sicherheitsabschläge spüren. Die Kosten für Rettungsmaßnahmen 
müssen in jedem Fall zurückgezahlt werden.

10. Die Notwendigkeit gleicher Wettbewerbsbedingungen im EU-Finanzsektor darf nicht 
über schwerwiegende Ungleichgewichte zwischen einzelnen Mitgliedstaaten 
hinwegtäuschen. Sie zeigen sich darin, dass sich einige von ihnen schwertun, gemeinsame 
Regulierungs- und Aufsichtsinstrumente zu akzeptieren und sich in der Frage der 
Herkunfts- oder Aufnahmestaataufsicht sowie der Lastenverteilung zu einigen, und in den 
Ängsten vor übermächtigen Institutionen. Das Problem unzureichenden gegenseitigen 
Vertrauens ist durch die Krise noch zusätzlich verschärft worden.

11. Fortschritte im Hinblick auf ein gemeinsames Vorgehen können nur durch einen von der 
Basis nach oben ausgerichteten und alle einbeziehenden Prozess erreicht werden, der aus 
einem konstruktiven Dialog zwischen den Kollegien der Aufsichtsbehörden und den 
Regierungsvertretern der einzelnen Mitgliedstaten besteht.

12. Die anhaltenden wirtschaftlichen, finanziellen und fiskalischen Folgen der Krise, die zu 
einem hohen Staatsdefizit und einer drückenden Schuldenlast in den Mitgliedstaaten 
geführt hat, die unfertige EU-Aufsichtsstruktur und ein fehlendes gemeinsames 
Regelwerk sowie die an Banken erhobenen verschärften Anforderungen bezüglich ihres 
Eigenkapitals, ihrer Liquidität und der Einlagensicherungssysteme, die diese zusätzlich 
belasten, offenbaren die Notwendigkeit eines graduellen und ausgewogenen Fahrplans, 
mit dem das angestrebte gemeinsame EU-Regelwerk für länderübergreifendes 
Krisenmanagement verwirklicht werden soll.

13. Offenkundig ist jedoch die Zeit gekommen, in der sich Europa zwischen weiteren 
Schritten in Richtung einer gemeinsamen Zukunft und e nationalen Alleingängen 
entscheiden muss. Letztere können wahrlich keine Lösung bieten. Die Umsetzung der 
erstgenannten Alternative ist mit einen langwierigen Prozess der Annäherung und 
gegenseitigen Vertrauensbildung verbunden, wobei jedoch gleichzeitig schnelle Lösungen 
vonnöten sind, um die Risiken, die von systemrelevanten Banken ausgehen, zu 
bewältigen.

14. In der Tat vereinen weniger als 50 Banken (von insgesamt 12 000 in der EU) 70 % der 
Bankeinlagen auf sich. Das hohe Risiko, das von ihnen ausgeht, ergibt sich aus ihrer 
Größe, Komplexität und Verflechtung mit dem übrigen System. Wenn sie in 
Schwierigkeiten geraten, löst dies Schockwellen in vielen Branchen und Ländern aus.
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15. Zwar mag das Vorhaben, bei den systemrelevanten Banken anzusetzen, als allzu ehrgeizig 
erscheinen, aber die Entscheidung, sie zur ersten Priorität zu machen, packt das Problem 
an der Wurzel an und kann als Prototyp für ein mittel- bis langfristig zu errichtendes 
allumfassendes Regelwerk dienen, dass den gesamten Bankensektor und am Ende auch 
andere Finanzinstitute mit einbezieht.

16. Dieser Vorschlag setzt den Hebel an laufende Entwicklungen auf dem Gebiet der 
Regulierung an, insbesondere jene im Hinblick auf eine EU-Aufsichtsstruktur. Dabei 
nimmt die EBA eine zentrale Stellung ein, wenn es darum geht, eine gemeinsame 
Aufsichtskultur zu schaffen und in Bezug auf systemrelevante Banken eine führende Rolle 
einzunehmen.

17. Obligatorische Notfall- und Abwicklungspläne, die von den Aufsichtskollegien unter 
Mitwirkung der Gruppen für die länderübergreifende Finanzmarktstabilität für jedes 
einzelne Institut erstellt werden, erscheinen als optimales Instrument, um einen Konsens 
in Bezug auf die Diagnose und Lösungen für länderübergreifende Banken (mit und ohne 
Systemrelevanz) zu erzielen.

18. Die Entscheidung für künftiges Krisenmanagement mittels eines Stabilisierungsfonds 
(privat finanziert und unter öffentlicher Verwaltung) anstelle einer Bankenlösung gründet 
sich auf die Überzeugung, dass
 die sofortige Verfügbarkeit von Mitteln eine Grundvoraussetzung für eine wirksame 

Intervention ist;
 es wichtig ist, die finanziellen Beiträge der Unternehmen in transparenter Weise mit 

den Kosten für die Behebung der von ihnen verursachten Schäden zu verbinden;
 der gesamteuropäische Ansatz der einzige Weg ist, nationalistischen Reflexen im 

Falle einer Krise vorzubeugen.

Die Dimensionierung des Fonds bedarf zwar noch weiterer Forschung, die Beiträge 
müssen sich aber nach dem veranschlagten Risiko richten. Die Liquidität des Fonds muss 
einerseits konservativ ausgelegt sein, andererseits aber auch den strategischen Zielen der 
EU dienen können.

19. Die vorgeschlagene Abkopplung des Stabilisierungsfonds von 
Einlagensicherungssystemen gründet sich auf die Erkenntnis ihrer unterschiedlichen 
Funktionen und die Befürchtung, dass ein gemeinsamer Topf für die Geldmittel in 
schlimmstem Fall die Zahlungen an die Einleger gefährden könnte.

20. Das benötigte Fachwissen und der Umfang der systemrelevante Banken betreffenden 
Abwicklungsverfahren könnte möglicherweise die Schaffung einer gesonderten Institution 
(wie es beim FDIC in den USA der Fall war) erforderlich machen. Um den bürokratischen 
Aufwand und die Kosten nicht ausufern zu lassen, wird nachdrücklich empfohlen, mit 
kleineren Strukturen anzufangen, die als Sondereinheit innerhalb der EBA operieren.

21. Es gibt wesentliche Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten, was die 
bestehenden Gesetze und Gerichtspraktiken zu Insolvenzen und Konkursen angeht. Ihr 
Schwerpunkt liegt überdies auf dem Schutz von Gläubigern und Anteilseignern und nicht 
auf der Bewahrung der Stabilität des Finanzsystems. Die Schaffung eines einheitlichen 
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EU-Regelwerks für Abwicklungen wird daher einen außerordentlich komplexen 
Harmonisierungsprozess erfordern. Ein europäisches Kreditinstitutgesetz (das sich an der 
bestehenden EU-Unternehmensrechtrichtlinie orientiert), das für alle systemrelevanten 
Banken bindend sein wird, erscheint als notwendig, um in der nahen Zukunft Fortschritte 
zu erzielen zu können.

22. Die augenblickliche Lage erfordert eine ehrgeizige und gleichermaßen ausgewogene und 
realistische Vorgehensweise. Es gilt, die sich derzeit bietende Gelegenheit beim Schopf zu 
packen. Das Europäische Parlament wird im Sinne seines Mandats handeln und die 
Erwartungen der Bürger der EU und ihr Vertrauen nicht enttäuschen.


